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Islamist Kaplan*: Wenn man so einen nicht rausbekommt, wen dann?

Titel
Im Labyrinth des Kalifen
Der Fall Metin Kaplan wird zur Bewährungsprobe für den Rechtsstaat. Er zeigt, wie schwer es 

ist, Islamisten oder Kriminelle aus dem Land zu schaffen – selbst Männer, die weitaus 
gefährlicher sind als der Kölner Extremistenführer. Jetzt sollen schnellere Verfahren helfen.
Innenminister Schily 
Nur schnelles Recht ist gutes Recht 
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Vergangene Woche war die Woche
des Metin Kaplan. Kaplan war im
Fernsehen. Im Radio. In allen Zei-

tungen. In aller Munde. Und alle Münder
empörten sich: Wenn Deutschland „so ei-
nen“ wie Kaplan schon nicht abschieben
kann, wen dann?

Dabei hatte der türkische Extremist Ka-
plan den Rechtsstaat doch wirklich her-
ausgefordert: Der Islamist hatte sich selbst
zum „Kalifen“ ernannt, er war jahrelang
Chef einer Sekte, die „Kalifatsstaat“ hieß

* Am Dienstag voriger Woche auf dem Weg ins Ord-
nungsamt Köln.
und die ihre Anhänger mit Holz-Kalasch-
nikows martialisch durch die Kölner Sport-
halle paradieren ließ. Er hatte zu einem
Mord aufgerufen, und seine Hauspostille
erklärte seinen Anhängern, dass man Un-
gläubige erschießen darf, wenn es dem Is-
lam dient.

Bundesinnenminister Otto Schily wäre
ihn gern los, den „Kalifen von Köln“, lie-
ber heute als morgen. Aber nicht, weil Ka-
plan nach Einschätzung von Staatsschüt-
zern immer noch eine ernsthafte Gefahr
d e r  s p i e g e l 2 4 / 2 0 0 4



Parade von Kaplan-Jüngern in der Kölner Sporthalle: „Allah wird die Heiden durch die Armee des Kalifatsstaats niedermachen lassen“ 

ALS DURCHLAUFERHITZER 

FÜR DIE SICHERHEITS-

DISKUSSION IST DER FALL

KAPLAN UNSCHLAGBAR.
für die Innere Sicherheit bedeutete – nach
vier Jahren Haft wegen des Aufrufs zum
Mord an einem Gegenspieler ist von der
Macht und Herrlichkeit des Kalifen wohl
nicht mehr viel übrig.

Kaplan, 51, ist in Zeiten des terroristi-
schen Weltkriegs für die Republik vielmehr
zu einer Symbolfigur geworden, weil er es
immer wieder schafft, mit einer scheinbar
endlosen Kette von Prozessen dem Raus-
wurf in die Türkei zu entgehen. Er ist ein
Musterbeispiel im Streit um die Frage, ob
die Demokratie zu schwach ist, ihre Justiz
zu schlapp, der Gesetzgeber zu mutlos, der
Staatsapparat zu unentschlossen. An ihm
lässt sich erklären, warum also Deutsch-
land ganz offensichtlich unfähig ist, einige
tausend gefährliche Extremisten hinaus-
zubefördern, die ihr Gastrecht für Hass
und Terror missbrauchen. Und die damit
gleichzeitig auch noch den Ruf der 7,3 Mil-
lionen friedlichen Ausländer in Deutsch-
land lädieren.

Sind die Rechtswege zu lang, wie Schi-
ly jetzt klagt? Gibt es zu viele Instanzen, zu
viele Widerspruchsmöglichkeiten? Oder ist
das Problem im Grunde schon gelöst, mit
jenem Passus im geplanten Zuwande-
rungsgesetz, nach dem künftig das Bun-
desverwaltungsgericht für Terror-Unter-
stützer und wohl auch Hassprediger die
erste und die letzte Instanz sein soll? Und
reichen die Sicherheitspakete nach den
Anschlägen des 11. September vielleicht
doch nicht? Hilft am Ende nur jene ab-
surd anmutende Sicherungsverwahrung für
Verdächtige, die die Union so beharrlich
fordert?
Nach 1993, als das Asylrecht nach mo-
natelangen Debatten deutlich eingeschränkt
wurde, bahnt sich unter dem Eindruck der
terroristischen Bedrohung eine zweite,
grundsätzliche Verschärfungsrunde im Aus-
länderrecht an, mit bislang für unmöglich
gehaltenen Konsequenzen. Als Durchlauf-
erhitzer in dieser Diskussion ist der Fall 
Kaplan unschlagbar – jahrzehntelanges
d e r  s p i e g e l 2 4 / 2 0 0 4
Staatsversagen, gekrönt von der Blamage,
dass die Kölner Polizei den Mann in der
vorvergangenen Woche Hals über Kopf zur
Abschiebung festnehmen wollte, aber stun-
denlang nicht finden konnte. Deshalb bringt
Kaplan sogar einen gestandenen Innenmi-
nister wie Fritz Behrens aus Nordrhein-
Westfalen in Bedrängnis, den mühsam ge-
fundenen Kompromiss zum Zuwande-
rungsgesetz ins Wanken und Boulevard-
zeitungen mit Schlagzeilen wie „Kriegen
wir den nie raus?“ auf die Palme.

Die entscheidende Frage aber ist eine
andere: Wenn man so einen schon nicht
rausbekommt, wie dann solche Extremis-
ten, die nicht so plump sind, so unverblümt
brutal, die sich auch nicht so dumm an-
stellen wie der Kalif, bei dem ein Ge-
richtsgutachter schon vor Jahren eine Form
von Hirnschwund diagnostizierte? Wenn
nicht Kaplan, wie dann erst die wirklich
Gefährlichen, die sich mit ihrer Gefähr-
lichkeit nicht brüsten, sondern heimlich
daran arbeiten, die Demokratie in die Luft
zu jagen? So wie in Spanien mit dem Bom-
benanschlag auf die Züge in Madrid.

„Wenn es uns nicht mehr gelingt, einen
Mann, der zu vier Jahren Freiheitsstrafe
25



Str
Veru
desg
zu v
ford

Aktu
aufs
pflic

JA
ger
leh
die
be
run
Kap
lief
In d
ihn
rich

AU

v

Ve

. . .

A
F
P

Atatürk-Mausoleum in Ankara: Anschlag mit Sprengstoff-Flugzeug 

Titel
verurteilt worden ist, außer Landes zu brin-
gen, dann können wir einpacken“, stellte
Schily schon im vergangenen Jahr fest. Von
denen, die keine vier Jahre bekommen,
weil sie raffinierter und damit gefährlicher
sind, sprach Schily erst gar nicht.

Es geht um das liberale Fundament der
Republik: wie sich die Bürger schützen las-
sen vor der Terrorgefahr, aber auch, wie
sich die Bürgerrechte schützen lassen, näm-
lich vor der Gefahr, dass Rechtsstaatsprin-
zipien für diesen besseren Schutz geopfert
werden. Denn Rechtsstaat heißt immer
auch Rechtswegestaat. Die Freiheit des Ein-
zelnen hängt entscheidend daran, dass Ge-
richte Regierung und Verwaltung stoppen,
wo sie zu weit gehen – auch wenn das
kaum ein deutscher Innenpolitiker hören
möchte.

Egal, was am Ende des Rechtswegs steht:
Der Weg dahin gilt den Denkern des mo-
dernen Staats bereits als Gewinn. Gerade
nach den Erfahrungen des Dritten Reichs
regelte das Grundgesetz unverrückbar:
„Wird jemand durch die öffentliche Gewalt
in seinen Rechten verletzt, so steht ihm
der Rechtsweg offen.“ Dieser „Jemand“
kann auch ein Extremist wie Kaplan sein,
und dieser Artikel 19 Absatz 4 sei nicht
weniger als ein „Gravitationspunkt“ für
die Rechtsentwicklung geworden, heißt 
es im Standardkommentar der Staats-
ASYL
Genießt Kaplan

noch Asylrecht in
Deutschland?

NEIN  Das Verwaltungs-
gericht Köln billigt am
27. 8. 2003 die Aberkennung
der Asylberechtigung durch
die zuständige Behörde.

NEIN Das Oberverwaltungs-
gericht lehnt am  4. 12. 2003
Kaplans Antrag auf Zulas-
sung der Berufung ab.

Verfassungsbeschwerde
beim Bundesverfassungs-
gericht.

afverfahren
rteilung Kaplans durch das Oberlan-
ericht Düsseldorf im November 2000

ier Jahren Haft wegen öffentlicher Auf-
erung zum Mord. Entlassung 2003.

ell: Verschärfung der Bewährungs-
icht am 3. 6. 2004, u. a. Melde-
ht zweimal pro Woche.

Ordnun
Die Kölne
Kaplan un
betätigen
aufzurufe
verhängt 

Aktuell: V
anhängig

  Das Oberlandes-
icht Düsseldorf
nt am 27. 5.2003
 von der Türkei
antragte Ausliefe-
g ab und lässt
lan aus der Aus-

erungshaft frei.
er Türkei erwarte

 kein faires Ge-
tsverfahren.

SLIEFERUNG
Ist Kaplan

or Auslieferung
geschützt?

Aktueller
Stand

OBER VER WALTUNG

rfahrene Sache: Der Streit um Kap

und weitere Prozesse um den „Ka
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rechtler Günter Dürig und Theodor Maunz
zum Grundgesetz. Seine Aufgabe, die
Staatsmacht zu bändigen, habe der Arti-
kel erfüllt.

Womöglich aber übererfüllt. 
Denn der Rechtsweg schließt manchmal

allzu viele Umwege, Irrwege und Abwege
ein. Und: Nirgendwo steht, dass der
Rechtsweg langsam zu beschreiten sei.
„Nur schnelles Recht ist gutes Recht“ –
JA  Gemäß der Entscheidung
des Verwaltungsgerichts vom
27.8. 2003 stellt die Situation
in der Türkei ein Hindernis für
eine Abschiebung dar.

NEIN  Das Oberverwaltungs-
gericht sieht am 26. 5.2004
kein solches Abschiebungs-
hindernis.

Vermutlich Revision zum
Bundesverwaltungsgericht.

AUSWEISU
Hat Kaplan 

ein Aufenthalt
in Deutschla

NEIN  Das Ver
gericht bestätig
19. 5.2004 im 
ren die Ausweis
lans und deren
Vollziehbarkeit;
ist zur Ausreise
tet. Das Verfahr
Hauptsache ist
hängig.

Die Ausländerb
verschärft am 1
die Auflagen: u
che Meldepflich

HINDERNIS
Steht die Lage in der

Türkei einer Abschiebung
entgegen?

Sozialhilfe
Rückforde
Die Stadt Köl
rund 150000
Kaplan klagt 

Aktuell: Verfa
beim Verwalt

gsverfügungen
r Ausländerbehörde untersagt
ter anderem, sich politisch zu
 und zur Gewaltanwendung
n (1996 bis 1998). Mehrfach
sie Zwangsgelder. Kaplan klagt.

erfahren teilweise noch
 beim Verwaltungsgericht.

SGERICHT MÜNSTER

V E R W A L T U N G S G E R I C H T  K Ö L

lans Rauswurf . . .

lifen“ und seinen Kalifatsstaat

d e r  s p i e g e l 2 4 / 2 0 0 4
das Juristen-Wort hat nichts von seiner
Gültigkeit verloren. 

Dauern Verfahren quälend lange, ist das
verheerend für alle Bürger, die darauf ver-
trauen, dass der Staat das Recht durchsetzt
und die Sicherheit gewährleistet.

„Der Rechtsstaat leidet unter dem Über-
maß, in dem sein Name, seine Merkmale
und seine Idee heute traktiert werden“,
heißt es im Handbuch des Staatsrechts,
NG
noch
srecht
nd?

waltungs-
t am
Eilverfah-
ung Kap-
 sofortige
 Kaplan
 verpflich-
en in der
 noch an-

ehörde
. 6. 2004
.a. tägli-
t.

ABSCHIEBUNG
Ist Kaplan derzeit vor

dem Vollzug der
Abschiebung geschützt?

JA  Das Verwaltungsgericht setzt
am 27.5.2004 den Vollzug der Ab-
schiebung für zwei Monate aus. So
lange ist Kaplan hier geduldet. Das
Gericht prüft in dieser Zeit unter an-
derem, ob vor der Abschiebung
nicht erst das Revisionsverfahren
abgeschlossen sein muss (siehe
Hindernis). Ein Haftbefehl, den das
Amtsgericht Köln erlassen hatte,
wird aufgehoben.

Beschwerde der Ausländerbehörde
Köln gegen die Entscheidung des
Verwaltungsgerichts am 3.6. 2004.

-
rung

n fordert von Kaplan
 Euro zurück.
dagegen (2002).

hren anhängig
ungsgericht.

Verbot des
Kalifatsstaates
Das Verbot durch den Bun-
desinnenminister wird vom
Bundesverwaltungsgericht
und Bundesverfassungsge-
richt bestätigt (November
2002 bzw. Oktober 2003).

N



METINS VATER PLANTE 

SEIN EIGENES HIMMELREICH 

AUF ERDEN: 

EINEN GOTTESSTAAT.

Hassprediger Kaplan (1997 in Bonn): „Auf die Ungläubigen schießen“ 
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herausgegeben vom ehemaligen Verfas-
sungsrichter Paul Kirchhof und vom Bon-
ner Staatsrechtsexperten Josef Isensee. Die
Masse von immer neuen Gesetzen und
Verordnungen flechte ein immer dichteres
Netz, „das alle Beweglichkeit nimmt“. Da-
mit drohe der Rechtsstaat von einer „sim-
plen Wachstumsformel“ erdrückt zu wer-
den, in der „ein Mehr an Normen, Instan-
zen, Finessen und Aufwand als Zugewinn
an Substanz gilt“. 

Wie dieses Netz auch gefährliche Extre-
misten schützt, zeigt das Lehrstück Kaplan.
Dessen erster Akt beginnt 1982. Es ist das
Jahr, in dem Metin Kaplan nach Deutsch-
land kommt, im August, mit einem Tou-
ristenvisum, das bis zum 25. Dezember
befristet ist. Kaplan aber hat nicht vor, wie-
der zu gehen. Sein Vater Cemaleddin hat
ihn geholt, ein Mann, der so charisma-
tisch wie skrupellos, so faszinierend wie
fundamentalistisch ist, der jahrelang für
den türkischen Staat gearbeitet hatte, für
das Amt für Religionsarbeiten, bis ihn die
Behörde 1981 rauswarf. Begründung: In
Kaplans Religionsschule in Adana würden
seine Schüler einer Gehirnwäsche unter-
zogen.

Kaplan senior ging zunächst für die ra-
dikale Vereinigung Milli Görü≈ nach
Deutschland, als Glaubensgelehrter, aber
die Radikalen waren ihm bald nicht mehr
radikal genug; 1983 kam es zum Bruch,
und Metins Vater plante sein eigenes Him-
melreich auf Erden: einen Gottesstaat ohne
Demokratie, nur dem islamischen Recht,
der Scharia, unterworfen – und natürlich
ihm, dem „Emir der Gläubigen und Kalif
der Muslime“.

Nach seinen Plänen sollte sich „Hilafet
Devleti“, wie der Kalifatsstaat auf Türkisch
heißt, eigentlich auf türkischem Boden be-
finden – Hauptstadt Istanbul – und von
dort aus die islamische Welt erobern. Aber
die Türkei galt, in der Lesart Cemaleddin
Kaplans, als „besetzt“, nämlich von der
türkischen Regierung. Und deshalb richte-
te sich der Kalif in Deutschland ein, bis auf
weiteres, wo er sich mit islamistischen
Sprüchen bald den Beinamen „Chomeini
von Köln“ verdiente.

Ob sein Sohn Metin ein Sohn nach sei-
nem Geschmack war? Jener Metin, über
den seine Gegner lästerten, in Wirklich-
keit sei er gar nicht der Sohn des Alten, nur
das Kind seiner Schwester, das Cemaleddin
angenommen habe, weil er selbst keine
Kinder habe bekommen können. Metin
Kaplan wird das später immer als Lüge
darstellen. 

Kaplan, der Jüngere, ist damals, in den
frühen Achtzigern, weder in der Lage,
Menschen zu führen noch zu verführen.
Er gilt als farbloser Mitläufer seines Vaters,
aber auch dafür braucht er eine Aufent-
haltserlaubnis.
Die Verlängerung seines Touristenvi-
sums wird abgelehnt, doch bis zur Ausrei-
se darf er sich noch drei Monate Zeit las-
sen. Dies ist die erste von vielen Nachläs-
sigkeiten des Staats im Umgang mit einem
Mann, den heute manche als Staatsfeind
Nummer eins betrachten. Ob Kaplan wirk-
lich verschwindet – keiner weiß es damals,
keiner prüft es; es gibt Hinweise, dass er in
den Jahren 1983 bis 1986 als Vorbeter einer
Moschee in Esslingen arbeitet, auch als Re-
dakteur für die Verbandszeitung des Kali-
fatsstaats in Köln. Und Anfang Juli 1986
darf der Mann, der schon sein letztes Tou-
ristenvisum überzogen hatte, wieder offi-
ziell nach Deutschland einreisen – mit ei-
nem neuen Touristenvisum, ausgestellt, wie
beim ersten Mal, vom deutschen General-
konsulat in Istanbul.
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Stört sich irgendeine Behörde an sei-
ner Gesinnung, ist irgendeine Behörde 
alarmiert? Offenbar nicht. Von Deutsch-
land aus Umstürze im Ausland anzuzet-
teln ist damals noch nicht strafbar; der ent-
sprechende Paragraf 129b wird erst nach
den Terroranschlägen von New York und
Washington ins Strafgesetzbuch aufge-
nommen. 

Außerdem genießt Kaplans Extremisten-
Verein zu diesem Zeitpunkt das so ge-
nannte Religionsprivileg, das jeden noch so
fanatischen Fundamentalismus unter den
Schutz des Grundgesetzes stellt, wenn er
nur ordentlich mit Suren aus dem Koran
angereichert wird. Erst im Jahr 2000, als die
Anschlagspläne einer Truppe islamischer
Gotteskrieger auffliegen, die eine Bombe
auf dem Weihnachtsmarkt im französi-
schen Straßburg zünden wollen, zieht die
Politik dieses Deckmäntelchen der Reli-
gion weg – und danach lässt sich Kaplans
Verein im Jahr 2001 endlich verbieten. 

1992 aber erweisen sich Metin Kaplans
radikale Träume vom Islamisten-Paradies
sogar noch als ausgesprochen nützlich für
ihn: Das Bundesamt für die Anerkennung
ausländischer Flüchtlinge muss ihm damals
Asyl gewähren. Denn das Kölner Verwal-
tungsgericht zwingt das Amt dazu – mit
der Begründung, wegen seiner „extrem
exponierten Position innerhalb der fun-
damentalistischen Bewegung“ drohe Ka-
plan in der Türkei eine strafrechtliche
Verfolgung.

Ein Hetzer wird geschützt, gerade weil
er gefährlich ist? Eine bittere Logik ist das.
Eine Logik, die Deutschland wie andere
europäische Demokratien nicht nur – wie
gewollt – zum sicheren Hafen für politisch
Verfolgte macht, sondern auch zum Gast-
geber für gewaltbereite Islamisten und
Hassprediger aus aller Welt, wenn denen in
ihrer Heimat Folter oder Tod droht. Und
die damals auch noch einhergeht mit einer
schläfrigen Gleichgültigkeit gegenüber
dem, was diese Männer in ihrer neuen
Fluchtburg so treiben.

Die Staatsschützer vertrauen, worauf
man nicht vertrauen kann: darauf, dass die
Fanatiker vernünftig sind, dass sie schon
keinen Ärger in ihrem Ruheraum riskie-
ren werden. Dass sie sich brav verhalten,
ganz nach dem Sprichwort: „In die Suppe,
aus der man löffelt, spuckt man nicht.“ 

Es ist jene Naivität, die der Vorsitzende
Richter Ottmar Breidling am Düsseldorfer
Oberlandesgericht dann als „ängstliches,
ja wehrloses Wegschauen gegenüber ex-
tremistischen Gruppierungen“ anprangern
wird, als er im Dezember 2000 Metin Ka-
plan ins Gefängnis schickt.

Kaplans Ruheraum wird schnell zu ei-
ner blickdichten Parallelwelt auf 4300 Qua-
dratmeter Grund. Zwei Adressen in 50733
Köln – Neusser Straße 418-420 und Niehler
Kirchweg 61-63 – sind die Zentrale eines
Staats im Staate, gegen Ungläubige abge-
riegelt durch Stahltore. Dahinter wird die
27
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Titel

Predige
Nachrüstung per Gesetz
Frankreich, Spanien und Großbritannien verfolgen Hassprediger und Fundamentalisten 

mit juristischer Härte – und gehen dabei bis an die Grenzen des Rechtsstaats. 
„ES GIBT NICHT AUF DER

EINEN SEITE DIE VORDENKER,

AUF DER ANDEREN

SEITE DIE AKTIVISTEN.“

r Abu Hamsa mit Polizeischutz in London, betende Muslime vor der Großen Moschee in Paris: „Der Arm des Staates darf keine
Dominique de Villepin, zwei Jahre
lang feuriger Außenminister
Frankreichs und wortgewaltiger

Gegner des amerikanischen Irak-Aben-
teuers, hat im neuen Amt seinen Schneid
nicht verloren. Seit der Regierungsum-
bildung nach den Regionalwahlen Ende
März wacht er als Innenminister über
Recht und Sicherheit der Republik. Sein
neuer Leitsatz: „Der Arm des Staates darf
keine Schwäche zeigen.“

Deshalb gibt sich Villepin entschlos-
sen, Ausländer rigoros abzuschieben,
wenn sie zum Hass aufrufen, gegen die
Grundwerte der Republik predigen und
Verbindungen zu terroristischen Bewe-
gungen unterhalten.

Die neue Härte trifft vor allem islamis-
tische Eiferer unter Frankreichs fünf Mil-
lionen Muslimen, denn Villepin will nicht
mehr zwischen Gesinnung und Tat unter-
scheiden: „Es gibt nicht auf der einen Sei-
te die Vordenker, auf der anderen Seite
die Aktivisten, hier die Fundamentalisten,
dort die Dschihadisten. Heute sind diese
Unterscheidungen künstlich. Die Bande
zwischen Predigern und Tätern sind eng.“

Derartig fix erlässt der Minister mitun-
ter seine Ausweisungsverfügungen, dass
die Justiz kaum Schritt halten kann. Ende
April ließ er Abdelkader Bouziane, einen
bis dahin weithin unbekannten Prediger
aus Vénissieux bei Lyon, unverzüglich
nach Algier abschieben, weil der öffent-
lich verkündet hatte, der Koran gestatte
Ehemännern die Züchtigung untreuer
und widerspenstiger Frauen. Der Anwalt
des Imams beantragte beim Verwal-
tungsgericht in Lyon eine einstweilige
Verfügung gegen die Abschiebung, doch
da war Bouziane schon weg.

Drastisches Durchgreifen, kurzer Pro-
zess, prompte Ausweisung: Auch in 
Großbritannien (1,6 Millionen Muslime)
und Spanien (eine Million Muslime) 
versuchen Regierung und Sicherheits-
behörden die juristische Nachrüstung
gegen religiöse Fanatiker – und gera-
ten dabei an die Grenzen des Rechts-
staats. 
d e r  s p i e g e l 2 4 / 2 0 0 4
So verkündete der neue sozialistische
Innenminister José Antonio Alonso noch
unter dem Eindruck der Madrider Zug-
attentate vom 11. März (192 Tote), er wol-
le „die Prediger in den Keller- und Gara-
genmoscheen, die islamischen Funda-
mentalismus verfechten“, künftig strenger
kontrollieren.

Nach französischem Beispiel erwog 
er die Einrichtung eines Islam-Rates 
zur Selbstkontrolle der Muslime – und
zog sich prompt den Zorn der konserva-
tiven Opposition zu. Die witterte einen
Eingriff in die Religionsfreiheit, auch
katholische Würdenträger liefen Sturm
gegen die drohende Überwachung der
Kirchen.

Dennoch macht Madrid jetzt ernst: Die
Regierung beschloss, das Ausländer-
gesetz zwar „nicht zu ändern“, die be-
stehenden Vorschriften aber voll auszu-
schöpfen. Nach dem Paragrafenwerk von
1985 darf ausgewiesen werden, wer bloß
im Verdacht steht, die Staatssicherheit zu
gefährden: Auf dieser Grundlage wurde
jetzt erstmals ein legal im Land lebender
Marokkaner abgeschoben und einem
weiteren die Aufenthaltsgenehmigung
nicht verlängert.
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Unionspolitiker Bosbach, Beckstein
Sorge ums Rechtsempfinden
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Schwäche zeigen“
Verbandszeitschrift „Ümmet-i Muham-
med“ – die „Gemeinde Mohammeds“ – ge-
lesen. Kostprobe: „Es bestehen keine Be-
denken, auf die Ungläubigen zu schie-
ßen … so wahr er es will, wird Allah auch
die Heiden unserer Zeit durch die Armee
des Kalifatsstaates niedermachen lassen.“

Der Kalifatsstaat hat am Ende nicht nur
eine eigene Fernsehsendung – Hakk-TV –,
die über den Eutelsat-Satelliten auch in der
Türkei zu sehen ist. Kaplans Getreue in
Deutschland, Belgien, Frankreich, Holland,
Österreich und der Schweiz werden auch
gebeten – Kenner sagen: gezwungen –, nur
in kalifatsstaatlichen „Kar-Bir“-Läden in
den Moscheen einzukaufen.

Auf die deutsche Verfassung geben die
Kalifatsstaatler nichts; sie haben eine eige-
ne mit 15 Artikeln. Regel sieben etwa sagt,
dass „es keine Einigung mit dem Ungläu-
bigen und seinem Regime gibt. Man macht
keine Zugeständnisse“. Zwar verbietet Re-
gel vier „Gewalt und terroristische Hand-
lungen“ in der „Verkündungsperiode“. Die
wird aber praktischerweise schon in den
neunziger Jahren für beendet erklärt, und
es gilt nur noch Regel fünf: aufpassen, dass
man „nicht erwischt wird“.

Der deutsche Staat nimmt all das ziem-
lich gelassen hin, auch, dass der Kalifats-
staat einen eigenen Geheimdienst hat, der
seine Mitglieder ausschnüffelt. Und noch
viel mehr: Ein Generalstab rekrutiert of-
fenbar Kämpfer für den Einsatz in Bos-
nien, Tschetschenien oder Afghanistan. Ein
Emissär reist mit besten Grüßen zu Osama
Bin Laden, und ein paar Kalifatler machen
sich auf nach Ankara, wollen dort, Ende
1998, bei den Feierlichkeiten zum 75. Grün-
dungstag der Republik Türkei das Atatürk-
Mausoleum mit einem Sprengstoff-Flug-
zeug in die Luft jagen. So behauptet es zu-
mindest bis heute die türkische Justiz.

Der Terrorplan scheitert, dramatische
Folgen für den Kalifat-Verband hat die An-
gelegenheit aber nicht: Jahrelang bleiben
die Kalifen-Jünger in den Augen der deut-
schen Ermittler nur Sektierer und Spinner,
die man machen lässt, ganz so, als schlös-
sen sich Größenwahn und Gefährlichkeit
Der in Algerien geborene Mohammed
B., 38, wurde am 29. April direkt an der
Flugzeugtreppe verhaftet, als er von einer
Istanbul-Reise zurückkehrte. Zwar liegen
keine Beweise vor, die erlauben würden,
ihn wegen Beteiligung am Massaker von
Madrid anzuklagen. Doch die spanischen
Sicherheitskräfte glauben, dass B. in der
Türkei, wo die Selbstmordattentate von
Casablanca am 16. Mai 2003 wohl geplant
worden waren, Kontakt mit den Europa-
Chefs der Qaida hatte.

Die Verhaftung am Flughafen El Prat
erfolgte auf Anordnung des Nationalen
Gerichtshofs in Madrid; B., der in Tarra-
gona gemeldet war, wurde dabei auch
gleich die Ausweisung angekündigt, sein
Widerspruch wurde abgelehnt.

Obgleich Spaniens Islamische Kom-
mission warnte, die „Fundamente des
Rechtsstaats“ seien in Gefahr, will das 
Innenministerium nach diesem Verfah-
ren künftig „so viele Verdächtige wie
nötig“ ausweisen. 

Alonsos britischer Amtskollege David
Blunkett hat es im Umgang mit Funda-
mentalisten schwerer, wie der Fall Abu
Hamsa al-Masri belegt: Jahrelang hatte
der Innenminister vergebens versucht,
den selbst ernannten Scheich vom Fins-
bury Park aus dem Norden Londons los-
zuwerden – jenen Mann, der fast jeden
Freitag Propaganda für die Wonnen des
Terrors machte und zum Umsturz deka-
denter westlicher Demokratien aufrief. 

Obendrein war der britische Staat ge-
zwungen, jährlich ungefähr eine Million
Pfund aufzubringen, um den von seiner
eigenen Moschee ausgeschlossenen Hass-
prediger mit aufwendigen Polizeiaufge-
boten vor Rechtsradikalen zu schützen. 

Auch einem Auslieferungsbegehren
des Jemen, wo Abu Hamsa als Draht-
zieher einer Geiselnahme belangt wer-
den sollte, konnte London nicht statt-
geben: Dort droht dem Imam mit dem
Haken am Armstumpf nicht nur die
Todesstrafe, es gibt auch erhebliche Zwei-
fel, ob der Prediger ein rechtsstaatliches
Verfahren bekäme. 

Erst der Antrag der USA, gespickt mit
elf Anklagepunkten, ermöglichte Blun-
kett den Zugriff – nachdem Washington
zugesichert hatte, Abu Hamsa würde
nicht zum Tode verurteilt. Die Überstel-
lung des Fundamentalisten in die USA
dürfte sich indes hinziehen, weil der ge-
bürtige Ägypter Abu Hamsa Staatsbür-
gerrechte genießt – und die schließen die
Abschiebung zunächst aus. 

Selbst Frankreichs forscher Innen-
minister Villepin machte mit seinem 
Einschreiten gegen Fundamentalisten 
bisweilen ähnliche Erfahrungen. Denn
Ausländer, die vor dem Erreichen des 
13. Lebensjahres nach Frankreich gekom-
men sind, einen französischen Staats-
angehörigen als Ehepartner haben oder
sich seit 20 Jahren im Land aufhalten, ge-
nießen fast vollständigen Rechtsschutz.
Nur wenn sie eine unmittelbare Bedro-
hung für die Sicherheit des Staates dar-
stellen, könnten sie nach einer seit 1945
geltenden Verordnung mit „absoluter
Dringlichkeit“ abgeschoben werden. 

Diese Schranken möchte Villepin mit
einer Gesetzesänderung auflockern –
durch eine Ausweitung der Delikte, die
eine Ausweisung rechtfertigen, sowie eine
Einschränkung der Rechtsmittel, welche
die Betroffenen einlegen können.

In den vergangenen zwölf Monaten
ließ die Regierung bereits ein gutes Dut-
zend Imame abschieben, die eine „Gefahr
für die öffentliche Ordnung“ darstellten,
darunter den türkischen Kaplan-Anhän-
ger Midhat Guler. 

Doch der so prompt hinausgeworfene
Prediger Bouziane aus Lyon ist inzwi-
schen wieder in Frankreich – die Justiz
erlaubte ihm die Rückkehr bis zur Ent-
scheidung im Hauptverfahren. Solche
Rückschläge schrecken Villepin nicht ab.
Er will die Verfahren vereinfachen und
die Zahl der Ausweisungen – letztes Jahr
gut 200 – verdoppeln. Villepin verteidigt
sein Vorgehen mit dem Hinweis auf den
Schutz von Freiheit und Menschenwürde:
„Ich werde äußerst wachsam sein. Das
republikanische Gesetz ist eindeutig, und
es gilt für alle.“ Romain Leick,

Matthias Matussek, Helene Zuber
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aus. Und deshalb ist die Aufregung, die
Kaplans Kapriolen vorvergangene Woche
auslösten, nun vermutlich auch ein Stück
Zorn des Staats auf sich selbst: nicht nur
wegen seiner Ohnmacht heute, auch wegen
seiner Nachlässigkeit damals. 

Ungestört genießt Metin Kaplan jahre-
lang die Huldigungen seiner Anhänger,
sonnt sich im Glanz seines Amtes von Al-
lahs Gnaden, und vermutlich ist er auch
empfänglich für die Reize des Mammons.
Bei einer Hausdurchsuchung im April 1998
findet die Polizei Geldscheine im Wert von
zwei Millionen Mark, verpackt in Plas-
tiktüten, versteckt unter seiner Schmutz-
wäsche; vor allem Spenden von Anhän-
gern, die jedes Jahr mindestens ein Mo-
natsgehalt abliefern müssen.

Zusätzlich entdecken die Fahnder noch
Gold, kiloweise. Ein erstaunlicher Reich-
DIE DEMOKRATIE HÄLT DER 

KALIF VON KÖLN FÜR

GEFÄHRLICHER ALS KREBS, 

AIDS UND DIE PEST.
tum für einen Mann, der sich zumindest
von 1988 bis 1999 als armer Flüchtling ge-
riert: Von der Stadt Köln kassiert er in die-
sen Jahren für sich, seine Frau und drei Kin-
der mehr als 150000 Euro Sozialhilfe, die er
seither zurückzahlen soll, aber nicht will.

Doch sosehr sich Metin Kaplan an seiner
neuen Kalifenwürde berauschen mag, so
gern er auch gegen die Demokratie hetzt,
die „gefährlicher“ als „Krebs, Aids, als 
die Pest“ sei – mit den Problemen bei 
der Führung seines Kalifatsstaats kann 
30
der unsichere Junior nicht umgehen. Er
kennt immer nur eine Lösung: Drohun-
gen. Die Zahl der Jünger geht von 1500
auf 1100 zurück; viele wenden sich einem
früheren Lieblingsschüler seines Vaters 
zu, dem Berliner Medizin-Doktoranden
Halil Ibrahim Sofu, der Kaplan intellek-
tuell überlegen ist. 

Sofu habe wohl vom vielen Arbeiten zu
viel Wasser „im Schädel“, lästert Kaplan –
ausgerechnet Kaplan, dem der Essener Ge-
richtspsychiater Norbert Leygraf später je-
nen Hirnschaden attestieren wird, der auch
die impulsive Art des Kalifen erklären
könnte. Schließlich lässt sich Sofu in Ber-
lin selbst zum „wahren“ Kalifen ernennen.
Da reist Kaplan nach Berlin, um zum Mord
an seinem Konkurrenten aufzustacheln.

„Wenn ein zweiter Kalif auftaucht,
während es bereits einen Kalifen gibt, so ist
der Hals des zweiten Kalifen abzuschla-
gen“, ruft er Gästen einer Hochzeit am 
1. September 1996 zu. Am 8. Mai 1997 wird
Sofu mit neun Schüssen ermordet, wäh-
rend er zwischen seiner Frau und seinem
Säugling im Bett liegt.

Die Täter werden nie gefasst; bis nach
Usbekistan führt eine Spur, mindestens
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zwei weitere Morde im Umfeld Kaplans
sind ebenso ungeklärt geblieben. 

Das Oberlandesgericht aber verurteilt
den Kalifen im November 2000 zu vier Jah-
ren Haft, abzusitzen im Düsseldorfer Knast
Ulmer Höh’, wegen Aufrufs zum Mord. 

Straftäter, die mehr als drei Jahre be-
kommen, dürfen laut Ausländergesetz ab-
geschoben werden, selbst wenn sie als
Asylberechtigte anerkannt sind. Im Di-
ckicht des Ausländerrechts, das inzwischen
so kompliziert ist, dass sich selbst Behörden
und Asylanwälte darin verheddern, gilt die-
se Grenze als eine der wenigen verlässli-
chen Markierungen für den staatlich ver-
ordneten Rausschmiss. 

Dass sich aber selbst dieser Grundsatz
im Fall Kaplan nun nicht rasch durchsetzen
lässt, sagt alles über das juristische Laby-
rinth, in dem deutsche Richter seit Jahren
bis zur Erschöpfung den Rechtsweg suchen
– und über die Schwierigkeiten von Justiz
und Verwaltungen bei der Ausweisung ra-
dikaler Ausländer insgesamt.

„Den Fall Kaplan kann man keinem
Durchschnittsbürger mehr erklären“, stöhnt
Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD), Vorsit-

zende des Bundestagsin-
nenausschusses, „das ist
der GAU für den Rechts-
staat.“ Innenminister
Schily forderte umge-
hend, die Entschei-
dungswege von Verwal-
tung und Gerichten zu
vereinfachen und zu
verkürzen; allein das
Kölner Verwaltungsge-
richt habe die Entschei-
dung, Kaplan abzuschie-
ben, mehr als ein Jahr

verzögert. Und auch der Unionsbundes-
tagsvize Wolfgang Bosbach fürchtet ums
gesunde Rechtsempfinden: „Die Leute fra-
gen sich doch, was ist das für ein Staat, der
es in dreieinhalb Jahren nicht hinkriegt,
eine solche Type außer Landes zu bringen,
während er bei Falschparkern keine Gna-
de kennt?“

Dass Kaplan in Deutschland falsch ge-
parkt ist, darin sind sich Innen- wie Justiz-
experten grundsätzlich einig – wie sich der
Fall erledigen lässt, darin nicht. Fest steht
nur, dass diese Angelegenheit nicht in ei-
ner halben Stunde vor dem Amtsgericht
abzuhandeln ist. Davon zeugt inzwischen
die Akte Kaplan in der Kölner Ausländer-
behörde. Der Stand am Freitag vergange-
ner Woche: knapp 2500 Seiten – die wohl
dickste Ausländerakte des Amtes.

Denn wo immer Kaplan eine Möglich-
keit zum Klagen gegen seinen Rauswurf
sieht, da klagt er, so weit wie der Instan-
zenweg reicht. Der reicht extrem weit in
Deutschland, weil man gegen jeden Ver-
waltungsakt Widerspruch einlegen und ge-
gen jede Ablehnung eines Widerspruchs
dann klagen kann. Und weil die Verwal-
tungsakte kaum noch zu zählen sind, läuft
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WO IMMER KAPLAN EINE

MÖGLICHKEIT SIEHT, GEGEN 

SEINEN RAUSWURF 

ZU KLAGEN, DA KLAGT ER.
seit Jahren Prozess auf Prozess, Verhand-
lung auf Verhandlung – ein zäher Kampf,
erst um die Anerkennung des Asyls, dann
gegen die Aberkennung, die Auslieferung
und Abschiebung (siehe Grafik Seite 26).
Zumindest Prozesskostenhilfe bekommt
Kaplan nicht. Wie er die Verfahren finan-
ziert – das Geheimnis des Kalifen.

Die bisher beteiligten Gerichte in Sa-
chen Kaplan und Kalifatsstaat: Amtsge-
richt und Landgericht Köln, das Oberlan-
desgericht Düsseldorf, Verwaltungsgericht
Köln und Oberverwaltungsgericht Münster,
Bundesverwaltungsgericht Leipzig und
Bundesverfassungsgericht Karlsruhe. Al-
lein das Kölner Verwaltungsgericht kam
seit 1999 auf 23 Verfahren in 3 Kammern;
11 laufen noch. Dreimal ging es dort auch
um die Sozialhilfe, die die Stadt von Ka-
plan zurückfordert. Die Sache ist immer
noch offen – offizielle Begründung: Über-
lastung des Gerichts.

Kaplan ist nur der prominenteste Fall; 
in Berlin, beim Städte- und Gemeinde-
bund, aber häufen sich auch die Klagen
anderer Kommunen über den Aufwand,
den sie in vielen Ausländerverfahren be-
treiben müssen. „Städte und Gemeinden
sind nicht nur Täter, sondern auch Opfer
der Bürokratie“, sagt Ulrich Mohn, Rechts-
referent des Verbands. In Nordrhein-West-
falen bilanziert ein Innenministerialer 
entnervt: „Dass jemand alle juristischen
Möglichkeiten ausschöpft, ist absolut die
Regel.“ Und im Fall Kaplan kapituliert
dann selbst ein erfahrener Praktiker in
Köln: „Ehrlich, ich blicke da längst nicht
mehr durch.“

Das Vorspiel: drei Ordnungsverfügun-
gen des Kölner Ausländeramtes aus den
32

Abschiebung von Türken (2002 am Hamburger 
Jahren 1996 bis 1998. Kaplan sollte nicht
mehr zum Umsturz in der Türkei aufrufen
und nicht mehr Gewalt predigen. Gegen
alle Verfügungen legte er Widerspruch ein,
manche Verfahren hängen heute noch
beim Verwaltungsgericht. Als er trotzdem
weiterschwadronierte, hagelte es Zwangs-
gelder, fünfmal, jeweils zwischen 1000 und
2000 Mark. Einmal zahlte er, in anderen
Fällen ließ er es auf Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht Köln ankommen.
Nur 1999 führten seine üblichen Sude-
leien mal zu einer Verurteilung. Er kas-
sierte vom Amtsgericht Köln einen Straf-
befehl wegen Beleidigung, 40 Tagessätze zu
30 Mark – da hatte er gegen „diese Juden“
gehetzt, die angeblich „die Welt ins Ver-
derben stürzen und dafür ständig Kriege
verursachen“. Zahllose andere Schmähun-
gen blieben ohne Folgen.

Danach der Mordprozess, der ihn ins
Gefängnis bringt, und dann geht es erst
richtig los: Während Kaplan noch in Zel-
le 347 der Ulmer Höh’ sitzt, erreicht ihn 
im Januar 2002 ein Bescheid des Bundes-
amtes für die Anerkennung ausländischer
Flüchtlinge – Tenor: Er genieße kein Asyl
mehr, weil er mehr als drei Jahre Haft be-
kam. Im Februar 2003 folgt die Verfügung
des Kölner Ausländeramtes, Kaplan aus-
zuweisen.
d e r  s p i e g e l 2 4 / 2 0 0 4

Flughafen): 26500 Fälle im vergangenen Jahr 
Doch kaum in Freiheit, schickt Kaplan
seine Anwältin Ingeborg Naumann ins Köl-
ner Verwaltungsgericht am Appellhofplatz,
einmal, zweimal, dreimal, viermal. Er klagt
gegen seine Ausweisung und den Sofort-
vollzug. Er klagt auch gegen die Auflage,
dass er sich immer im Kölner Stadtgebiet
aufhalten muss. Und gegen den Widerruf
der Asylberechtigung. Und er klagt, wie
es im Juristendeutsch heißt, auf die „Fest-
stellung von Abschiebungshindernissen“.
In seinem Fall: drohende Folter. 

Die türkische Polizei hatte, das legen
ärztliche Atteste nahe, Geständnisse aus
jenen Kaplan-Gefährten herausgeprügelt,
die sie nach dem gescheiterten Anschlag
auf das Atatürk-Mausoleum gefasst hatte.
Kaplan weist darauf hin – in diesem Fall 
zu Recht –, dass diese Folter-Geständnis-
se auch die Grundlage für eine Verurtei-
lung wegen Hochverrats gegen ihn sein
könnten. 

Kaplan bedient sich der Regeln des
Rechtsstaats, nutzt sie aus, reizt sie aus,
mit Hilfe seiner Anwältin Naumann, die
nur zufällig an das Mandat kam. Als Ka-
plan 1999 mit dem Helikopter zum Bun-
desgerichtshof nach Karlsruhe geflogen
wurde, fürchtete der Leiter des Ordnungs-
amtes Ausschreitungen. Naumann, die 14
Jahre im Nahen Osten lebte, sollte die
Gemüter beruhigen helfen. Seitdem tut sie
für ihren Mandanten nicht mehr als das,
was sein gutes Recht ist. Aber deshalb muss
sich tatsächlich nicht nur Schily die Frage
stellen, ob das Recht gut ist.

Spätestens mit dem neuen Zuwande-
rungsgesetz, bei dem sich Koalition und
Opposition in den vergangenen Wochen
mühsam auf einen Entwurf geeinigt haben,
ANDRE ZAND-VAKILI
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Brennendes World Trade Center in New York am 11. September 2001 

S
E
T
H

 M
C

A
L
L
IS

T
E
R

 /
 A

F
P
 (

O
.)

; 
M

A
R

C
U

S
 B

R
A
N

D
T
 /

 D
D

P
 (

U
. 

L
.)

; 
K

N
U

T
 M

U
E
L
LE

R
 (

U
. 

R
.)

Mzoudi 
will Schily die Prozess-Eskapaden ein-
dämmen. In seinem Ministerium liegt
schon die erste Version eines „Gesetzes
zur Einführung einer Abschiebungsanord-
nung“, die Teil des Zuwanderungskom-
promisses werden soll: die juristische Blau-
pause für den schnellen Prozess. Union
und SPD wollen die Regelung unbedingt. 

Danach könnten die Bundesländer, aber
auch Schily selbst zum „Schutz der natio-
nalen Sicherheit“ ohne langes Hin und Her
eine Abschiebungsanordnung gegen einen
Terrorismus-Verdächtigen erlassen – noch
dazu sofort vollziehbar. Ein Richter könn-
te ihn in „Sicherungshaft“ nehmen lassen,
damit er nicht untertauchen kann. Nur
eine Instanz, nach Schilys Willen das Bun-
desverwaltungsgericht in Berlin, würde die
Anordnung noch überprüfen. 

„Denkbar ist das“, sagt Bertold Som-
mer, Ex-Richter am Bundesverfassungs-
und Bundesverwaltungsgericht, „auf jeden
Fall nicht verfassungswidrig.“ Schließlich
hat der Gesetzgeber auch schon die Asyl-
verfahren verkürzt, wenn einer aus einem
sicheren Drittstaat einreist und anschlie-
ßend gegen die drohende Abschiebung vor
Gericht zieht. Dass die Richter dann noch
gründlich genug prüfen können, daran hat
Sommer allerdings seine Zweifel, und der
Marburger Rechtsprofessor Günter Ren-
ner, einer der besten Kenner des Auslän-
derrechts, ebenfalls: „Mir scheint das eine
überzogene Reaktion auf den Terror in der
Welt zu sein.“

Auf den Streit wollen es die Innenpoli-
tiker der großen Fraktionen ankommen
lassen; Unstimmigkeiten gibt es aber noch
darüber, wer nach der Schnellmethode
raus soll. Im Innenministerium will man
sich auf „Einzelfälle von herausragender
Bedeutung“, intern „Top-Gefährder“ ge-
nannt, beschränken; im Regelfall also auf
Qaida-Verdächtige. 

Da allerdings wäre Kaplan nicht dabei,
weil dessen Kalifatsstaat nicht einmal als
Terrorvereinigung in den Jahresberichten
der Verfassungsschützer stand. In der
Union möchte man deshalb mehr. Hart-
mut Koschyk, innenpolitischer Sprecher
der Bundestagsfraktion, hat in einem 
internen Verhandlungspapier gefordert,
„nicht nur die Spitze des Eisberges“ zu er-
fassen. Es müsse grundsätzlich verhindert
werden, dass sich Extremisten, also auch
Kaplan, „jahrelang durch alle Instanzen
klagen, um nicht mehr abgeschoben wer-
den zu können“. 

Für Kaplan kommt das alles zu spät.
Peinlich genau hält er sich seit seiner Haft-
entlassung im Mai 2003 an die Auflagen,
sich regelmäßig auf der Polizeiwache zu
melden und Köln nicht zu verlassen; gleich-
zeitig prozessiert er und prozessiert. Ver-
fahren, die er verliert, quittiert Kaplan 
gern mit dem Gang zum Bundesverfas-
sungsgericht.

Ein entscheidendes Verfahren, das er
zunächst gewann – das Verwaltungsgericht
Köln teilte im August 2003 seine Befürch-
tung, ihm könnte in der Türkei ein unfai-
rer Prozess gemacht werden –, trug der
Staat zum Oberverwaltungsgericht nach
Münster weiter. 

Und das urteilte, am Mittwoch vorver-
gangener Woche, dass Kaplan nun doch 
in die Türkei abgeschoben werden darf.
Die Richter kamen zu diesem Schluss, 
weil Ankara der Bundesregierung nach
zähen Verhandlungen zugesagt hatte, 
den Islamistenführer nicht von der Polizei,
sondern von einem Richter verhören zu
lassen. Außerdem darf ein deutscher Bot-
schaftsarzt untersuchen, ob Kaplan ge-
foltert wurde.
d e r  s p i e g e l 2 4 / 2 0 0 4
Die Versprechen Ankaras überzeugten
die Richter in Münster. Schließlich ist 
Kaplan ein prominenter Fall, die Türkei
drängt in die EU. Dass sie da vor aller Welt
ausgerechnet den Kalifen foltern könnte,
hielten auch die Richter nicht für sonder-
lich wahrscheinlich.

In vielen anderen Islamisten-Verfahren
aber setzt sich kein Innenminister alle paar
Monate wie Schily ins Flugzeug, um Ga-
rantien für den Rauswurf-Kandidaten aus-
zuhandeln. Und in diesen anderen Verfah-
ren, das wissen selbst die Hardliner unter
den Konservativen, enden an solch einem
Punkt alle Bemühungen um eine Abschie-
bung. Denn sogar wenn etwa Syrien,
Die Freunde der Todespiloten
Mounir al-Motassadeq und Abdelghani Mzoudi, mutmaßliche Terrorhelfer in
Hamburg, sind noch immer frei – die Justiz kann ihnen nichts nachweisen.
33
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Is
Pims Erbe lebt
Die bürgerliche Regierung in Den Haag setzt die Politik der

Fortuyn-Partei um. Sie hat die härtesten Asylgesetze 
Europas geschaffen. Ende des niederländischen Liberalismus?
Ein Buch wie ein Schlag mit der Na-
gelkeule: Der Autor, Scheich Abu
Bakr Dschabir al-Dschasaïri, hetzt

darin gegen Schwule und emanzipierte
Frauen und propagiert das Recht von
Ehemännern, ihre ungehorsamen Frau-
en zu schlagen. 

Obwohl alle Parteien Scheich Dscha-
saïris „Weg der Muslime“ als reaktionär
und rassistisch verurteilen, darf die Hass-
fibel in der Amsterdamer Tawheed-Mo-
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lam-Gegnerin Hirsi Ali (M.), Parteifreundinnen, Imam Fawaz Jneid: „Es passiert jeden Tag – der Inzest, die Schläge, die Abtreibungen“ 
schee weiter vertrieben werden. Nach
dem Prinzip „gedogen“, zu Deutsch: halb
so schlimm, Schwamm drüber. 

Das Duldungsprinzip ist ein auslaufen-
des Modell. Es soll Polizei und Justiz er-
lauben, die kleineren Verfehlungen zu to-
lerieren, damit sie den Rücken frei haben
für die schweren. Doch dieses Buch ist
keine kleine Verfehlung, eher eine hollän-
dische Causa Kaplan. Man erfährt aus ihm
auch, dass Homosexuelle von Haus-
dächern zu stürzen und, sofern dann noch
Leben in ihnen ist, zu steinigen seien.

Die holländischen Verhältnisse zeigen,
dass nicht nur Mehrheiten gegenüber
Minderheiten intolerant sein können,
sondern auch Minderheiten gegenüber
Mehrheiten. Die Niederländer sind um
Integration bemüht. Die Allochtonen, wie
die Zuwanderer hier heißen, sind es
mehrheitlich nicht. Die bunte Vielvölker-
folklore im Amsterdamer Grachtenviertel
täuscht eine Multikulti-Harmonie vor, die
es nicht gibt. 

Konsequenz? Eine demokratische Ge-
sellschaft, so meint Professor Paul Schef-
fer, „Stadtsoziologe“ in Amsterdam, dür-
fe es nicht dem Zufall überlassen, welche
Fremden sie aufnehme. Ein Land sei dann
ein Einwanderungsland, wenn die Ein-
heimischen es wollen, sonst aber nicht. 
Auch viele Linke und Liberale meinen
heute, dass Pim Fortuyn nicht so Unrecht
hatte, der homosexuelle Tabubrecher, der
Holland einen Einreisestopp für Musli-
me verordnen wollte und der im Mai 2002
ermordet wurde, bevor er es beinahe zum
Premierminister gebracht hätte.

Für Fortuyn waren die Islamisten nichts
als Schmarotzer. Denn: „Sie betrachten
uns als minderwertige Menschen, die noch
weniger wert sind als Schweine, und die
man deshalb straflos bestehlen kann.“ Sol-
che Gäste wollte er nicht in Holland. Sein
Credo: Boot voll, Schotten dicht.

Pims Erbe lebt. „Die anderen Parteien
springen auf den fahrenden Zug“, hatte
damals der linke „Volkskrant“ geschmäht.
Inzwischen haben sie den Lokführer 
vom Tender gestoßen und den ganzen
Zug gekapert. 
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Was die Holländer beunruhigt: Um
2010 werden die Allochtonen in den vier
größten Städten des Landes – Amster-
dam, Rotterdam, Utrecht, Den Haag –
die Bevölkerungsmehrheit stellen. Für die
Holländer keine gute Perspektive. 

Die zugewanderten Muslime sind nicht
eben Elite. Viele verstehen kaum Nie-
derländisch, sie können oft nicht mal in
ihrer eigenen Sprache lesen und schrei-
ben. Sie können häufig auch nicht Rad
fahren. Das ist für die Niederländer ein
wirklich unakzeptables Defizit.

Die bürgerliche Koalitionsregierung
unter Ministerpräsident Jan Peter Bal-
kenende hat im Februar die härtesten
Asylgesetze Europas beschlossen. 26000
abgewiesene Asylbewerber sollen ausge-
wiesen werden. Die Anerkennungsver-
fahren wurden außerdem gestrafft, so
dass 70 Prozent der Asylantragsteller in-
nerhalb von 48 Stunden ein rechtsgültiges
Urteil bekommen. Bis zu ihrer Deporta-
tion sollen sie künftig in „Abschiebezen-
tren“ interniert werden.

Die Masse der etwa eine Million 
islamischen Allochtonen ist nicht so 
gefährlich. Sie ist fromm, proletarisch 
und rückwärts orientiert. Und sie neigt
dazu, ihre Dönertüten aufs Trottoir zu
werfen. Aber in Amsterdam, wo auch
Herren in dunklen Anzügen bisweilen
von Fußgängerbrücken in Grachten 
pinkeln, wird das nicht weiter übel 
genommen. 

Was als störender empfunden wird: Die
Allochtonen haben – je nach Altersklasse
– drei- bis viermal so hohe Arbeitslosen-
quoten wie die Einheimischen. Sie neh-
men viel mehr aus den sozialen Töpfen
heraus, als sie hineintun, und beschleu-
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Ägypten, Marokko oder Saudi-Arabien
ähnliche Garantien bei anderen Islamisten
aus Deutschland abgäben, wäre denen
kaum zu trauen. Schon seit Jahren tau-
chen diese Staaten in den Berichten von
Amnesty International wegen ihrer Folter-
methoden auf – dorthin kann, dorthin darf
ein Rechtsstaat Terrorverdächtige nicht ab-
schieben. 

Und selbst im Fall Kaplan hat nun zwar
das Gericht in Münster gesprochen, aber
DASS DIE TÜRKEN VOR ALLER 

WELT DEN KALIFEN FOLTERN, 

HIELTEN AUCH DIE RICHTER 

FÜR UNWAHRSCHEINLICH. 
beendet ist die Causa damit längst nicht.
Sollte der Hetzprediger demnächst in die
Revision gehen, würde das Bundesverwal-
tungsgericht in Leipzig verhandeln müs-
sen – nach Einschätzung von Juristen nicht
vor Ende 2004, eher im Frühjahr 2005.
Nach dem Bundesverwaltungsgericht
könnte Kaplan noch das Bundesverfas-
sungsgericht bemühen.

Nicht gerade guter Stil war allerdings
auch das Verhalten der Kölner Ausländer-
behörde, die am Mittwoch vorvergange-
ner Woche einen Haftbefehl gegen Kaplan
erwirkte. Um 17.44 Uhr hatte das Gericht
in Münster geurteilt, um 18.25 Uhr ging
der Haftbefehl an die Polizei heraus. In
froher Erwartung hatte die Düsseldorfer
Bezirksregierung zunächst ein Charter-
flugzeug für den Heimflug des Kalifen 
reservieren lassen. Nur weil NRW-Innen-
minister Behrens keine „Nacht-und-Nebel-
Aktion“ kurz nach dem Urteil wollte, kam
es nicht dazu.

Dabei hatten schon die Richter in Müns-
ter ausdrücklich davor gewarnt, die Ab-
schiebung ruck, zuck durchzuziehen. „In
solchen Fällen entspricht es gutem Brauch,
mit dem Vollzug der Abschiebung so lan-
ge zu warten, bis die Revision entschieden
ist“, erklärt auch Sommer, der frühere
Richter am Bundesverfassungs- und Bun-
desverwaltungsgericht. Sein Urteil: Das
Vorgehen der Behörden „widerspricht dem
Fairplay“.

Doch mit dem Fairplay ist das so eine 
Sache in Abschiebefällen. Fast immer geht
es um alles oder nichts, deshalb halten
manche Ausländer auch vieles für erlaubt,
um hier bleiben zu können. Täglich wird
vor deutschen Gerichten ein Bleiberechts-
lotto gespielt – die Frage: Wer schafft’s,
wer schafft’s nicht? Keineswegs nur bei 
Extremisten wie Kaplan.

Da werden den Ausländerbehörden
zum Beispiel immer öfter Bescheinigungen
vorgelegt, die etwa einem abgelehnten
Asylbewerber plötzlich ein so genanntes
posttraumatisches Belastungssyndrom at-
testieren, obwohl davon im gesamten Asyl-
nigen damit den Kollaps des luxuriösen
niederländischen Sozialsystems. 

Als wirklich gefährlich gelten nur jene
8000 bis 10000 Muslime, die bei der Poli-
zei als potenzielle Terroristen registriert
sind. Die meisten sind gebildet und inte-
griert, viele haben sogar die niederländi-
sche Staatsbürgerschaft. 

Auch Ayaan Hirsi Ali, die smarte jun-
ge Politologin aus Somalia, die sich als
Mutter der Schlachten im Kampf gegen
den so genannten Islamofaschismus ver-
steht, erhielt schon ein paar Jahre nach
ihrer Einwanderung einen holländischen
Pass. Letztes Jahr ließ sie sich von der
rechtsliberalen VVD für deren Fraktion
im Haager Parlament anheuern. 

Hirsi Ali war früher Muslimin. Heute
schmäht sie ihre alte Konfession als rück-
ständig, den Religionsstifter Mohammed
als tyrannischen Lüstling und den heiligen
Koran als ein Instrument der Unter-
drückung.

Es ginge sicher auch etwas verbindli-
cher. Aber Hirsi Ali hat Spaß am Polemi-
sieren. Und sie weiß immerhin, wovon
sie redet. Als kleines Mädchen wurde sie
in Mogadischu beschnitten. Bei der Züch-
tigung durch einen Korangelehrten erlitt
sie einen Schädelbruch. 

1992 wollte ihr Vater Hirsi Ali mit ei-
nem Vetter in Kanada verheiraten, den sie
noch nie gesehen hatte. Damals war sie
gerade in Berlin. Sie rief ihren Vater an
und teilte ihm mit, sie wolle nicht heira-
ten. Statt ein Flugzeug nach Toronto
nahm sie den Zug nach Amsterdam. 

Als Sozialarbeiterin hat Hirsi Ali das
Elend der muslimischen Frauen in den
Niederlanden gründlich kennen gelernt.
Vor allem die Folgen des sexuellen Miss-
brauchs in den Familien. „Es passiert je-
den Tag – der Inzest, die Schläge, die Ab-
treibungen.“ 60 Prozent der abtreiben-
den Frauen in Holland sind Muslime.

Das islamische Establishment läuft
Amok gegen die Reformerin. Fawaz
Jneid, Imam der Haager Soennah-Mo-
schee: „Diese Putzfrau, die sich den Zu-
gang zum Parlament erschlichen hat, ist
kein Umgang für uns.“

Die junge, hübsche Afrikanerin, die –
stets flankiert von zwei Bodyguards – 
unerschrocken gegen die reaktionäre 
Kultur ihrer Väter zu Felde zieht, ist 
ein Schmuckstück für ihre Fraktion. Die
Pim-Fortuyn-Partei hätte sie auch gern
als Kandidatin gehabt. Aber sie war 
zu klug, um sich in ein sinkendes Boot 
zu begeben.

Dass die Botschafter von Saudi-Ara-
bien und Pakistan ihre Abberufung aus
dem Parlament verlangten, hat Hirsi 
Ali ein paar Pluspunkte extra gebracht.
Vergangenes Jahr kam sie bei der Wahl
des beliebtesten Niederländers auf Platz 
zwei. 

Die Holländer finden Hirsi Ali sympa-
thisch, weil sie hübsch, klug und mutig ist.
Aber sicher auch, weil sie als Schwarze
ungestüm von ihrem Privileg Gebrauch
macht, über Nichtweiße zu sagen, was
Weiße nicht sagen können, ohne in Ras-
sismus-Verdacht zu geraten.

Hirsi Ali wird auch im benachbarten
Ausland umworben. Unter anderem von
den deutschen Liberalen. Eine schwarze
Gazelle mit John-Wayne-Mentalität, so
was Feines könnte Westerwelles FDP
auch ganz gut gebrauchen.

Rutger van der Hoeven, 
Erich Wiedemann
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HEUTE JAMMERT KAPLAN, ES

GEHE IHM SCHLECHT:

TROCKENE HÄNDE, STEIFE

KNOCHEN, BRÜCHIGE NÄGEL.
verfahren nie die Rede war – es hat sich
herumgesprochen, dass solche Psycho-
Atteste ziemlich sicher vor einer Abschie-
bung schützen, weil Simulanten von ech-
ten Fällen kaum zu unterscheiden sind. 

Kaplan hat jüngst zwei Atteste über
„Prostatakrebs mit Leber- und Darmbe-
teiligung“ vorgelegt. Auch eine Strah-
lentherapie soll er nach Angaben seiner
Anwältin Naumann bekommen haben,
kurz nach der Haftentlassung. Zwar ließe
sich der Krebs auch in der Türkei behan-
deln; hier bleiben dürfte er aber, falls die
Krankheit ihn vorher noch bis zur Reise-
unfähigkeit schwächen sollte.

Viele Ausländer, die der Abschiebung
entgehen wollen, brauchen jedoch gar kein
Attest. Ebenso gut hilft der älteste Trick
von allen: Sie werfen einfach den Pass weg.
Ist das Papier erst mal verschwunden, kann
jeder sich gefahrlos, wie schon geschehen,
Johnny Walker oder Franz Beckenbauer
nennen, das Gegenteil ist ja kaum zu be-
weisen. Dann gibt man ein Herkunftsland
an, in das just nicht abgeschoben werden
kann, weil zum Beispiel ein Bürgerkrieg
ausgebrochen ist. Oder man nennt gar kein
Land, dann sollen die Behörden schauen,
wie sie einen loswerden. So abgesichert,
kann nicht einmal ein Krimineller abge-
schoben werden, der als Dealer regelmäßig
dabei erwischt wird, wie er
Süchtigen Heroin liefert. 

Kurdische Drogenclans in
Berlin probieren auch gern
den so genannten Libanesen-
trick. Die Kurden behaupten
für gewöhnlich erst, sie kämen
aus dem Libanon – das Land
im Nahen Osten nimmt so gut
wie keine Flüchtlinge zurück.
Und wenn sich dann doch
herausstellt, dass die angebli-
chen Libanesen in Wahrheit
türkische Kurden sind, sperrt
sich die Türkei. Zumindest im-
mer mal wieder bei Männern,
die längere Zeit ausgereist 
waren und sich so der Wehr-
pflicht entzogen haben – das
reichte den Türken nämlich
bisher, um ihnen die Staats-
bürgerschaft zu entziehen.

Und dann gibt es Fälle wie
den der Familie R., Eltern mit
drei Kindern, die es zehn Jah-
re lang geschafft haben, die
niedersächsischen Behörden
zu narren, um dann am Ende
auch noch den Petitionsaus-
schuss des Landtags anzuru-
fen. Mal behaupteten sie, sie
kämen aus Montenegro, dann
aus dem Kosovo, mal wollten
sie Albaner sein, dann Roma,
dann Aschkali. Sie stellten
Asylanträge, zahlreiche Asyl-
folgeanträge, und sie kassier-
ten 182000 Euro Sozialhilfe. Terroransch
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Auf der anderen Seite stehen die Ver-
lierer im Bleiberechts-Lotto, die nicht raf-
finiert genug sind, zu ehrlich, zu wenig zäh
– Eigenschaften, die das deutsche Auslän-
derrecht gnadenlos abstrafen kann. Zum
Beispiel bei dem Bosnier Seid Everding
aus Castrop-Rauxel, der gerade sein Abi-
tur gemacht hat, nachdem er, mit kurzer
Unterbrechung, seit mehr als zehn Jahren
in Deutschland gelebt hatte. Seine Mutter
hat einen Deutschen geheiratet, seine
Schwester besitzt einen deutschen Pass,
nun soll er das Land in den nächsten Wo-
chen verlassen, weil er volljährig ist und
nur noch bis zum Ende der 13. Klasse blei-
ben durfte. „Wir würden ihn gern hier be-
halten“, bedauert die Castrop-Rauxeler
Sozialdezernentin Petra Glöß, „aber wir
haben rechtlich keine Möglichkeit.“ Wie
auch, Everding will ja nicht mal in seinem
Heimatland einen islamischen Gottesstaat
gründen.
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Bei Kaplan, inzwischen so eine Art
Hausgespenst der deutschen Innenpolitik,
mahlen die Mühlen der Juristen dagegen
langsam. Und so gehört zu den Absurditä-
ten des Falls auch, dass die Bundesrepublik
den Kalifen erst zu einem Zeitpunkt los-
werden dürfte, da er endlich zu einer Un-
Person geworden ist: un-wichtig und un-ge-
fährlich. Vorbei die Zeiten seiner Auftritte
in der Sporthalle der „provisorischen
Hauptstadt Köln“, vor Tausenden seligen
Lippenablesern, die seine Worte wie Be-
fehle aufsogen. Heute jammert Kaplan, es
gehe ihm schlecht, trockene Hände, brüchi-
ge Nägel, steife Knochen. Als Kalif komme
er ja gar nicht mehr in Frage, bei solchen
Gebrechen; er wolle lieber von Überset-
zungen leben. Sagt er. Dazu hatte er im Ge-
fängnis sogar einen Kurs „Deutsch für An-
fänger“ belegt.

Auch wenn dahinter viel Larmoyanz
und eine gehörige Portion Taktik stecken
mögen – die Gefahr, die vom Kalifen und
seinem auf 800 Anhänger geschrumpften
Völkchen ausgehen, ist wohl nur noch ge-
ring. Kaplan? Natürlich sei der „ein übler
Bursche, aber sicher keiner, der uns mor-
gen eine Bombe unters Kopfkissen legt“,
heißt es bei den Grünen in Berlin.

Deshalb haben auch die neuen Aufla-
gen, die der Kalif nun einhalten muss, wohl
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Hassen R.
nicht so sehr den Sinn, die Republik vor ei-
nem irren Zündler zu bewahren. Ein wenig
riecht es danach, als wollte ihn der Staat
mal ein bisschen piesacken, eine Retour-
kutsche für all die Blamagen. Jeden Tag
muss sich der Kalif neuerdings bei der Po-
lizei melden – früher nur einmal die Wo-
che. Bei Freunden nächtigen darf er nur,
wenn er sich eine Erlaubnis dafür holt. So
halten die Behörden Kaplan auf Trab,
führen ihn den Kameras vor. Dabei sieht
selbst ein zuständiger Staatsschützer, dass
„Kaplan bei den richtig harten Islamisten
nur noch als eine Art Kasper gilt“.

Die „richtig Harten“ sind ganz andere:
Rückkehrer aus afghanischen Terrorcamps,
Anhänger der Qaida oder ihrer Filiale al-
Tawhid oder der im Irak mordenden An-
sar-e Islam, Leute mit der Phantasie und
der Fähigkeit zum Bombenbau. Männer,
die als Asylberechtigte oder ewige Stu-
denten hier sind und denen die Sicher-
heitsbehörden Anschläge wie gegen die
deutschen Touristen auf Djerba zutrauen.
Und dazu kommen noch jene Islamisten,
die sich als Gesinnungsgenossen mitfreuen,
hier mal eine Meldeadresse zur Verfügung
stellen, dort mal eine Überweisung ma-
chen, ohne dass es ausreicht, sie aus dem
Land zu bekommen.

Es geht zum Beispiel um die Marokka-
ner Mounir al-Motassadeq und Abdelgha-
ni Mzoudi, die engste Verbindungen zu
den Hamburger Todespiloten des 11. Sep-
tember hatten. Nach gescheiterten Straf-
verfahren sind vorerst beide auf freiem Fuß
und wollen nun weiterstudieren. Schily
nennt das den „Gipfel der Absurdität“, erst
recht, weil beide im Verdacht stehen, wei-
ter zur harten Islamisten-Fraktion der Han-
sestadt zu gehören (SPIEGEL 23/2004). Mit
so einem wie Kaplan haben sie nichts zu
tun – der hat längst nicht ihr Format. Und
selbst wenn Kaplans Abschiebung dann
doch noch irgendwann gelingen mag, sagt
das wenig darüber, ob der Staat mit Män-
nern dieses Formats fertig wird. Oder mit
einem wie Thaer M.

Besser: mit dem Mann, der darauf be-
harrt, er heiße Thaer M., sei 1974 im Irak
geboren – obwohl der bayerische Staats-
schutz ihn für Isam Ali Alouche hält, ge-
boren 1972 in Jordanien. Das wollen die
Bayern so von der jordanischen Regierung
gehört haben. Aber gerichtsfest belegen
können sie das nicht, wie so vieles nicht.
Auch nicht, dass Thaer M. nah dran sein
soll am internationalen Terrorismus.

Klar ist nur: Die Bundesrepublik
Deutschland will den Mann loswerden,
egal wie er heißt, Hauptsache schnell. Das,
aber auch wohl nur das, hat er mit Kaplan
gemeinsam.

Thaer M. ist einer der Top-Kandidaten,
wenn Bundesinnenminister Otto Schily
(SPD) von einer schnellen Ausweisung von
Terrorverdächtigen spricht. Und wenn Bay-
erns Innenminister Günther Beckstein
(CSU) quer durch die Republik Listen ver-
schickt mit Fällen, bei denen die Gesetze
seiner Meinung nach nicht ausreichen,
dann steht der Name Thaer M. ganz oben. 

Nach dem 11. September hat es der Asyl-
berechtigte Thaer M. zu europaweiter Pro-
minenz gebracht. Er steht auf einem offizi-
ellen Dokument der EU-Kommission, der
Verordnung Nr. 1580/2002 vom 4. Septem-
ber 2002. Das Papier enthält die Namen von
„Personen und Organisationen, die mit Osa-
ma Bin Laden, dem Qaida-Netzwerk und
den Taliban in Verbindung stehen“. Auf
Platz neun rangiert M. Thaer, Geburtsda-
tum: 21. März 1974; Geburtsort: Bagdad.

Seitdem wird er dauernd observiert, sie-
ben dunkle Limousinen sind es zuweilen,
die ihm folgen; auch sein Telefon wird ab-
gehört. M. ist zu einem Präzedenzfall ge-
worden, zu einem Beleg dafür, wie schwer
es den Behörden fällt, mit jemandem um-
zugehen, gegen den viele Indizien, aber
keine Beweise sprechen. Und tatsächlich:
Nur Hessen meldet einen einzigen Fall, in
dem mal ein radikaler Islamist mit dem
neuen Paragrafen 8, Absatz 1, Nummer 5
des Ausländergesetzes nach draußen be-
fördert wurde. Mit jenem Passus also, nach
dem die Unterstützung einer internationa-
len Terrororganisation zur Ausweisung
führen kann, wenn es als Beleg Tatsachen
gibt, nicht nur Verdachtsmomente.
d e r  s p i e g e l 2 4 / 2 0 0 4
Bayern hat es schon bei einem Tunesier
versucht – und ist damit vor dem Verwal-
tungsgericht Regensburg im November
2003 aufgelaufen. Nur weil der Mann als
Sozialhilfeempfänger 8000 Mark in den
Irak transferiert und sich mit mehreren 
Islamisten getroffen habe, sei er doch 
noch kein Terrorhelfer, argumentierten die 
Richter. 

Thaer M. sitzt in einer Pizzeria in der
Münchner Innenstadt, ein kleiner, unter-
setzter Mann mit einer Fistelstimme. Die
einst langen Haare hat er sich abgeschnit-
ten, man hat ihm gesagt, er sehe damit aus
„wie ein Verbrecher“. 

Und mit Verbrechen will Thaer M. nichts
zu tun haben, mit Terrorismus schon gar
nicht. Nur seltsam, dass er so viele ver-
dächtige Islamisten kennt.

Mohamed Abu Dhess zum Beispiel kennt
er gut, den mutmaßlichen Anführer einer
palästinensisch-jordanischen Terrorzelle,
der zurzeit in Düsseldorf wegen Anschlags-
plänen vor Gericht steht und dort zu den
Vorwürfen schweigt. Abu Dhess hatte einst
dem berüchtigten Terroristenführer Abu
Mussab al-Sarkawi am Telefon versprochen:
„Ich schwöre dir, Scheich, wenn du mir den
Tod befehlen würdest, ich täte es.“ 

Thaer M. soll Abu Dhess unterstützt ha-
ben, er soll für ihn „eine wesentliche Kon-
Brüder im Geist
Weil sie deutsche Frauen geheiratet haben, dürfen Islamisten wie Abdul
Rahman al-M. oder Hassen R. wohl für immer bleiben – obwohl sie sich nie von
Terroristen des 11. September wie Jarrah oder Binalshibh distanzierten.
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SELBST WENN KAPLANS 

ABSCHIEBUNG GELINGT: 

VIELE ISLAMISTEN HABEN EIN 

GANZ ANDERES FORMAT.
taktperson“ dargestellt haben, wie es im
Ausweisungsbescheid des Ausländeramtes
Ingolstadt heißt. Thaer M. sagt, das sei ein
harmloser Kontakt gewesen: „Wir haben
über den Glauben geredet, nie über einen
Anschlagsplan.“

Oder Lased Bin Heni, der in Italien in
Haft sitzt, weil er Giftgasanschläge plante.
Bin Heni wohnte mal bei Thaer M. Und
dann sagt Thaer M. auch merkwürdige Sät-
ze wie: „In Europa ist der Dschihad nicht
gerechtfertigt, Europa gehört uns nicht.“
Die Bundesanwaltschaft ermittelt gegen ihn
wegen des Verdachts der Mitgliedschaft in
einer terroristischen Vereinigung. Es ist ab-
sehbar, dass es nicht für eine Anklage rei-
chen wird; die Verfahren werden wohl
früher oder später eingestellt.

Und das ist dann die Krux, trotz aller 
Sicherheitspakete, die deutsche Innenpoli-
tiker nach dem 11. September geschnürt
haben. Zwar sind auch im vergangenen
Jahr rund 26500 Ausländer in ihre Heimat
zurückgeschickt worden, darunter mehre-
re tausend Straftäter. Aber: „Man kann
ghanaische Kinder abschieben, weil sie ir-
gendwann vergessen haben, ein Formular
38
auszufüllen. Gewaltbereite Islamisten kann
man nicht abschieben“, umreißt der Vize
des Hamburger Verfassungsschutzes, Man-
fred Murck, das Dilemma. Denn gerade
die gefährlichen Islamisten leisten sich kei-
ne Fehler mit Formularen.

Die Erfolge von Schilys so genanntem
Otto-Katalog beruhen auf der Verschär-
fung der Einreisebestimmungen: In Nige-
ria müssen nun zum Beispiel alle Antrag-
steller für ein Visum ihre Fingerabdrücke
abgeben, und siehe da: Fast 30 Prozent
durften danach nicht mehr nach Deutsch-
land fliegen, weil sie hier schon einmal her-
ausgeflogen waren, als Kriminelle oder
Asylschwindler. 

Bisher ist das freilich nur ein Pilotpro-
jekt; wann es auch auf so genannte Ge-
fährderstaaten – vor allem Länder mit ei-
d e r  s p i e g e l 2 4 / 2 0 0 4
nem hohen Anteil an Muslimen – übertra-
gen wird, ist noch offen.

Die Abschiebung dagegen, der schnelle
Weg nach draußen, ist wie in vielen ande-
ren europäischen Ländern gepflastert mit
Misserfolgen. 

Mit dem geplanten neuen Zuwande-
rungsgesetz könnte sich daran zumindest
bei Thaer M. etwas ändern, der mit der
Begründung „Ich kenne ihn ja nicht“ auch
Osama Bin Laden nicht verdammen will:
Aus Sicht der deutschen Innenpolitiker 
gilt M. als klassischer Fall für die im Ge-
setz vorgesehene „tatsachengestützte Ge-
fahrenprognose“, so vage und zweifelhaft
diese Konstruktion auch noch sein mag.
Frei übersetzt bedeutet der Passus: Fahn-
der können einem mutmaßlichen Terro-
risten zwar nichts Konkretes nachweisen,
sehen aber Indizien, dass er Böses im Schil-
de führt.

Das soll künftig reichen – auch wenn M.s
Anwalt Andreas Schwarzer für diesen Fall
schon eine verfassungsrechtliche Überprü-
fung ankündigt: „Nur weil jemand Kon-
takte zu militanten Islamisten hatte, be-
deutet das noch nicht, dass er selbst Terro-
rist ist. Das widerspricht allen freiheitlichen
Rechtsgrundsätzen.“

Diese Form der Verdachtsausweisung
war bislang nicht erlaubt, sie wird es sein,
wenn der Zuwanderungskompromiss wie
zwischen Koalition und Opposition ver-
abredet zu Stande kommt. Vielleicht ist 
Thaer M. der erste Kandidat, den es dann
trifft – wenn denn die Staatsschützer
herausfinden, ob er aus dem Irak oder aus
Jordanien stammt.

Thaer M. könnte sich aber auch noch
etwas anderes einfallen lassen, könnte es
machen wie Abdul Rahman al-M. Der
Zahnmedizinstudent aus dem Jemen soll
angeblich als Vorbeter einer Greifswalder
Moschee den späteren Todespiloten Ziad
Jarrah umgedreht haben – vom lebens-
lustigen Kerl zum verbohrten Islamisten. Er
bekam einige Tausender von Mohammed
R., der in Hamburg den Mitverschwörer
Ramzi Binalshibh beherbergte, und es gibt
noch mehr Indizien, dass er zum Kreis der
Unterstützer Mohammed Attas gehört ha-
ben könnte.

Als Bummelstudent sollte Abdul Rah-
man al-M. eigentlich schon 2001 gehen,
doch er blieb einfach. Und dann heiratete
er eine Deutsche, der beste Trick von al-
len. Heute lebt M. in Bremerhaven. Jetzt
will er sich einbürgern lassen – in einem
Land, das er wiederholt als „schlecht für
Muslime“ bezeichnet hat. Wie er stehen
viele Kandidaten, die deutsche Innenmi-
nister gern über die Grenze brächten, un-
ter einem „besonderen Ausweisungs-
schutz“, weil sie rechtzeitig eine Deutsche
geheiratet haben. Oder seit mindestens
fünf Jahren hier leben. Oder als Kind ge-
kommen sind.

Beckstein, der Bayer, würde diese Re-
geln gern kippen. Wenn die innere Sicher-
Die Münchner Connection
Fahnder zerschlugen zwei mutmaßliche Terrorzellen um Lased Bin Heni und
Mohamed Abu Dhess. Thaer M. soll beiden geholfen haben.
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TNS Infratest für den SPIEGEL vom 1. bis 3. Juni;
rund 1000 Befragte; an 100 fehlende Prozent:
„weiß nicht“, keine Angabe

70%

  „Sollten Personen wie Metin
Kaplan, die in Deutschland zu
Gewalt aufrufen, abgeschoben
werden dürfen, selbst wenn ih-
nen dadurch in ihrem Heimat-
land Verfolgung, Folter oder
Tod drohen?“

UMFRAGE:  Abschiebung

25%

Ja

Nein

TNS Infratest für den SPIEGEL vom 1. bis 3. Juni;
rund 1000 Befragte; an 100 fehlende Prozent:
„weiß nicht“, keine Angabe

20%

  „Metin Kaplan leidet an Krebs.
Sollten schwere Krankheiten ein
Hinderungsgrund für Abschie-
bungen darstellen?“

74%

nach Partei-
präferenz:

Ja

Nein

SPD
CDU/
CSU

B’90/
Grüne FDP

66

27

75

22

49 82

1443
heit in Gefahr sei, schrieb er Schily, müss-
ten „im Zweifelsfall die persönlichen In-
teressen eines Ausländers zurückstehen“.

Bei denen, die schon einen deutschen
Pass haben, so wie der mutmaßliche Qai-
da-Anhänger Reda Seyam aus Neu-Ulm,
hilft aber auch das nicht. Weil nach den
Erfahrungen der Nazi-Zeit die Aberken-
nung der deutschen Staatsangehörigkeit
tabu ist, sind Leute wie er dann für im-
mer unabschiebbar, egal was sie tun –
wohin sollte man sie schließlich bringen, 
als Deutsche?

Könnte man aber doch mal einen aus-
weisen – wirklich abschieben könnte man
ihn noch lange nicht. Denn die meisten Ex-
tremisten kommen aus Ländern, in denen
Hodenquetschen, Handabhacken und
Kopfabschlagen weiter zum Hausbrauch
von Justiz und Polizei gehören.

Das Ergebnis von so viel Ohnmacht hier
zu Lande ist ein beständiger Ankündi-
gungswettbewerb der Innenpolitiker –
wenn man schon wenig bewegen kann,
dann wenigstens den Mund. 

Der hessische CDU-Ministerpräsident
Roland Koch kann sich etwa vorstellen,
manche Islamisten einfach wegzusperren,
auf Verdacht, ohne dass gegen sie etwas
Konkretes vorliegt. Notfalls ohne Zeitlimit.
Vor allem diese Sicherungshaft gilt bei Ver-
fassungsrechtlern als Tabubruch: „Wir sind
auf dem Weg nach Guantanamo“, poltert
der FDP-Innenexperte Gerhart Baum.

An der Idee arbeiten derzeit vor allem
Innenpolitiker der Union. Der saarländi-
sche Ministerpräsident Peter Müller, einer
der Unterhändler der Union für das Zu-
wanderungsgesetz, verweist süffisant dar-
auf, dass der Gedanke von Schily stammt
d e r  s p i e g e l 2 4 / 2 0 0 440
(siehe Interview Seite 41). Aus dem Zu-
wanderungskompromiss, den der Kanz-
ler geschnürt hat, wird der Vorschlag noch
herausgehalten; die Grünen würden die
Sache sonst platzen lassen. Die Union 
hat aber angekündigt, die Sicherungshaft
mit einem separaten Gesetzentwurf hin-
terherzuschieben. Schily wird sich wohl
kaum sträuben: „Es hindert mich ja nie-
mand, noch einmal nachzudenken“, hat 
er gesagt.

Als so groß wird die Not empfunden,
dass damit ein zwielichtiger Vorschlag mit
einem Hauch von Guantanamo ventiliert
wird, der möglicherweise gegen die Eu-
ropäische Menschenrechtskonvention ver-
stößt. Zwar erlaubt diese Charta so etwas
wie eine vorbeugende Haft, aber nur, um
bevorstehende Straftaten zu verhindern
oder um Ausländer festzusetzen, die un-
mittelbar vor einer Abschiebung flüchten
könnten. 

Nichts davon käme der Sicherungshaft
nahe, wie sie jetzt geprüft wird und gegen
die es in der Bundesregierung zu Recht
massive Bedenken gibt. „Wir dürfen nicht
aus dem Blick verlieren, dass wir auch im
Ausländerrecht die rechtsstaatlichen Prin-
zipien einhalten wollen und müssen“, sagt
Justizministerin Brigitte Zypries (SPD).
„Deshalb kommt für mich die Siche-
rungshaft nicht in Frage.“ Und ihre ba-
den-württembergische Amtskollegin Co-
rinna Werwigk-Hertneck (FDP) assistiert:
„Die Terroristen schaffen es, uns tief zu
verunsichern. Politiker sollten aufpassen,
nicht unbeabsichtigt zu ihren Handlan-
gern zu werden.“

Deshalb wollen Bayerns Innenminister
Beckstein und sein niedersächsischer Kol-
lege Uwe Schünemann (CDU) nun lieber
noch einen Hausarrest mit elektronischer
Fußfessel in das geplante Zuwanderungs-
gesetz hineinverhandeln. Dann könne man
auf die Sicherungshaft für Gefährder ja
verzichten.

Auch eine Fußfessel, da muss man kein
Prophet sein, wird Metin Kaplan aber wohl
niemals tragen müssen, denn dass künftig
noch eine Gefahr von ihm ausgeht, wird
sich kaum beweisen lassen. 

Und deshalb können sich die deutschen
Innenminister in diesem Fall vorerst nur
mit einem zufrieden geben: dass Kaplan
jetzt tatsächlich schon in einer Art Haus-
arrest sitzt. Wie stellte der Gerichtssach-
verständige Leygraf vor einigen Jahren im
Prozess gegen Kaplan fest, nachdem er ab-
gehörte Telefonate des Kalifen mit dessen
Frau und einer Tochter ausgewertet hatte?
Zu Hause habe Kaplan nur „eine recht ge-
ringe eigene Autorität“. Heißt: Er steht un-
term Pantoffel.

Wenn schon der deutsche Staat mit dem
Kalifen nicht fertig wird, dann vielleicht
wenigstens seine Frau. Georg Bönisch, 

Andrea Brandt, Dominik Cziesche, 
Jürgen Dahlkamp, Dietmar Hipp, 

Gunther Latsch, Georg Mascolo, Caroline
Schmidt, Holger Stark, Markus Verbeet


